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Verbiande
Verbande

Die Aktion fUr eine unabhangige und neutrale Schweiz (AUNS) konnte zwar ihr
Referendum  gegen die beiden  Militdrgesetzrevisionen  (Bewaffnung  bei
friedenserhaltenden Auslandmissionen und Ausbildungszusammenarbeit mit anderen
Armeen) einreichen, unterlag aber in der Volksabstimmung trotz einer aufwandigen
Kampagne knapp. Die Gruppe fir eine Schweiz ohne Armee (GSoA) hatte ebenfalls
genugend Unterschriften fir ein Referendum Uber die Armeebewaffnung eingereicht,
trat jedoch in der Abstimmungskampagne kaum in Erscheinung. Mit ihrer zweiten
Armeeabschaffungsinitiative konnte die GSoA ihren Achtungserfolg von 1989 nicht
wiederholen. In der Volksabstimmung vom 2. Dezember unterstitzten nur 22% der
Stimmenden ihr Begehren (1989 waren es bei einer fast doppelt so hohen Beteiligung
36% gewesen).

Jahresriickblick 2020: Verbande

Verschiedene Branchenverbande beflirchteten aufgrund der zur Eindammung des
Coronavirus verhangten Massnahmen drastische Folgen fir die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie wahrend des Lockdowns und danach
bessere Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen fir ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbande Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedererdffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend bendtigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhéngten Einreisesperren umgehen kdnnen.
Unterstltzt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbande erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezélle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.

Auch eine Forderung der Unia bezlglich des Lockdowns sorgte flur Aufsehen. Weil
gemass der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe wéhrend des
Lockdowns nicht ausreichend geschutzt waren - ein Banker kénne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau mussten weiterhin ungeschitzt ihren beruflichen
Tatigkeiten nachgehen -, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme fur Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hatte, teils scharfen Vorwurfen stellen.

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende Mérz nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zuriick und wurde von Martin Rufer abgel6st.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Prasidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Grindung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. lhre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen
Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Mader per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Prasidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwdlf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Prasident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Président des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestétigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewéhlt. Gemaéss NZZ wére die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis wiinschenswert
gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hatte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbéande nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.

Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbadnde - vertreten durch den
SGV und Economiesuisse - als auch die Arbeitnehmerverbande - vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
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Unia, Syna und VPOD - lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
Gegenargument war die Beflrchtung einer Kdndigung des
Personenfreiztgigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womoéglich zur Folge gehabt héatte.

Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbande Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, Uber die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden konnen, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbénde, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, wirde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit fihren und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten wirde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbanden Unterstutzung.
Eine noch grossere Anzahl an Verbanden und insbesondere NGOs stand hingegen fur
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft fur
bedrohte Volker gehorten zu den Tragerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstitzung zu.

Auch historische Jubilden konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation fur lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jahriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
Uberbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbande»
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen hochsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am starksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbédnde sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbéande.
Ebenfalls 6fters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbénde,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die Ubrigen
Arbeitgeberverbande. ?

Die grossen Dachverbande der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften sowie
zahlreiche Branchenverbinde bezogen zu verschiedenen Zeitpunkten im Jahr 2021
Position zur Pandemiepolitik der Behdrden und stellten Forderungen dazu auf.
Wahrend Arbeitgebendenverbande aus verschiedenen Branchen wie auch die
Gewerkschaften sich in ihrer Unterstitzung flr Hilfsgelder und Kurzarbeit im Grossen
und Ganzen einig waren, traten bei anderen Massnahmen deutliche
Interessengegensatze zutage.

Die Gewerkschafts-Dachverbande SGB und Travail.Suisse unterstltzten die beiden
Covid-Vorlagen in den Abstimmungen vom Juni und November 2021. Auch dartber
hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf die zentrale Bedeutung der
Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der Unterstitzungsgelder flur betroffene
Unternehmen hin, um die sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu
begrenzen; Travail.Suisse forderte Uberdies die Verlangerung dieser Massnahmen, bis
die Wirtschaft das Niveau vor Marz 2020 wieder erreicht hat. Bei Diskussionen uber
Massnahmenlockerungen mahnten SGB und Travail.Suisse meist zu behutsamen
Schritten, denn ein vorsichtiger Weg fihre letztlich schneller aus der Krise. Zu ihren
Hauptforderungen zéhlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fursorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice. Der SGB wies darauf hin, dass es als Folge der
Pandemie zu einer Zunahme prekérer Arbeitsverhaltnisse etwa bei Kurierdiensten oder
im Onlinehandel gekommen sei, was die Notwendigkeit von Gesamtarbeitsvertragen fur
diese Branchen verstarke. Travail.Suisse setzte sich zudem flr eine Beibehaltung der
offentlichen Finanzierung der Testkosten ein und erkléarte sich mit der Zertifikatspflicht
im Grundsatz einverstanden, warnte aber vor deren Anwendung am Arbeitsplatz.

Besonders stark profilierte sich der Arbeitgebendenverband des Gastgewerbes,
GastroSuisse, mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, in der Offentlichkeit. Platzer
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dusserte sich im Frihjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der
Innenrdume von Gastbetrieben und sprach von einer drohenden «Zerstérung der
Branche». Die Offnung der Innenrdume kam schliesslich im Rahmen eines
Lockerungspakets per Anfang Juni, freilich mit gewissen Einschrankungen - etwa einer
Sitzpflicht und einer Begrenzung auf vier Personen pro Tisch. Vor der Abstimmung vom
13. Juni sprach sich GastroSuisse fur ein Ja zum Covid-19-Gesetz aus, das unter
anderem die gesetzliche Grundlage fir die Hartefallgelder an die Gastrobranche
enthielt. Auch wenn Platzer in diesem Abstimmungskampf auf derselben Seite stand wie
der Bundesrat, wiederholte er in einem Interview mit der BZ im selben Monat eine
Aussage, die er schon im Vorjahr gemacht hatte: Er bewerte die Coronapolitik des
Bundesrats weiterhin mit der Note «ungeniigend». Seit Ende 2020 machten die
Behdrden «Panik mit diesen Varianten und Mutanten», was aus Platzers Sicht
Ubertrieben sei, die bis Ende Mai 2021 anhaltenden Einschrankungen der Wirtschaft
seien nicht gerechtfertigt. Zudem flossen die Hilfsgelder an die Gastrobetriebe
unregelmassig und langsam; damit dies bei einer kinftigen Pandemie rascher gehe,
hatte GastroSuisse bereits im Méarz eine Volksinitiative angektndigt.

Nach den Sommerferien opponierte GastroSuisse dann scharf, aber vergeblich, gegen
die Plane des Bundesrats zur Ausweitung der Zertifikatspflicht auf die Innenrdume von
Gastrobetrieben. Weil Ungeimpfte nicht bereit sein durften, sich fir jeden
Restaurantbesuch testen zu lassen, beflirchtete GastroSuisse - unter anderem gestutzt
auf eine Umfrage unter seinen Mitgliedern - massive Umsatzeinbussen insbesondere
bei Betrieben auf dem Land, wo die Impfquote geringer war als in der Stadt.
GastroSuisse-Prasident Platzer sprach in dem Zusammenhang davon, dass der
Bundesrat die Impfquote auf dem Buckel des Gastgewerbes steigern wolle; zumindest
musse der Bund die zusatzlichen Umsatzverluste durch Hilfsgelder entschadigen.

In der Folge dusserten nicht nur Medien &ffentliche Kritik an Platzer - der Blick nannte
ihn etwa «den Dauerempdrten», fir den «<immer die Beizer die Opfer sind» -, sondern
vermehrt auch Stimmen aus der Branche selbst. Dazu zéhlten etwa die Direktorin der
Hotelfachschule Luzern Christa Augsburger, der langjahrige Prasident des Ziurcher
Wirteverbands Ernst Bachmann und Prasidenten weiterer Kantonalverbénde. Sie
machten geltend, dass es auch im Sinn des Gastgewerbes sei, wenn die
Zertifikatspflicht zu einer Reduktion der Fallzahlen fihre; andernfalls drohe mit einem
erneuten Lockdown ein weit schlimmeres Szenario. Ausserdem bedeute das «ewige
Gejammer» einen Imageschaden fur die Branche. Die Energie solle besser auf den
Einsatz fir angemessene Hilfsgelder konzentriert werden. Mit Blick auf die Abstimmung
Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes im November, bei der sich die
Diskussion vor allem um das Zertifikat drehte, beschloss GastroSuisse dann
Stimmfreigabe. Hotelleriesuisse und der Schweizer Tourismusverband unterstitzten
die Vorlage hingegen, auch weil eine Zertifikatspflicht vielen Gésten - gerade auch aus
dem Ausland - Sicherheit gebe.

Manche dieser Forderungen von GastroSuisse waren nicht nur intern umstritten,
sondern wurden auch von den grossen Dachverbdnden Economiesuisse und Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV) nicht geteilt. Zu Dissonanzen fiihrte zunachst, dass die
beiden Dachverbande im Februar einen Vorschlag fur eine stufenweise Lockerung des
Lockdowns vorlegten, der die Offnung der Restaurants erst relativ spat, nach Impfung
aller Risikopersonen, ansetzte. Economiesuisse begrindete dies damit, dass man mit
dem Plan ein «ausgewogenes» Konzept habe vorlegen wollen, «mit dem alle
Planungssicherheit gewinnen». Ein erneuter Konflikt mit GastroSuisse entbrannte, als
sich Economiesuisse-Prasident Christoph Mader im August fur eine Zertifikatspflicht
auch in Gastbetrieben aussprach. GastroSuisse und Hotelleriesuisse zeigten sich
irritiert dartber, dass sie als direkt betroffene Branchenverbédnde von Economiesuisse
vorgangig nicht einmal konsultiert worden seien.

Im Allgemeinen gaben sich Economiesuisse und SAV in ihren Positionen zur
Pandemiepolitik vergleichsweise staatstragend und versuchten insbesondere auf mehr
Planungssicherheit hinzuwirken. Zumindest in ihren offentlich vorgetragenen
Forderungen war ein gewisses Bestreben zu erkennen, auf Maximalforderungen
zugunsten kurzfristiger Wirtschaftsinteressen zu verzichten und vielmehr eine
nachhaltige, letztlich auch im Interesse der Wirtschaft liegende Pandemiebewaltigung
zu unterstltzen. Im April handelten sich die beiden Verbéande allerdings heftige Kritik
ein, als sie davon sprachen, dass bis zu 30'000 Covid-19-Neuinfektionen pro Tag
«verkraftbar» seien, sobald die Risikopersonen geimpft seien. Sie mussten diese
Aussage in der Folge relativieren, hielten aber daran fest, dass sich die Massnahmen
nach einer Impfung breiterer Bevolkerungsgruppen weniger an den Ansteckungszahlen
und mehr an den Hospitalisationszahlen orientieren sollten. Ebenfalls im April
forderten Economiesuisse und SAV eine Offnung der Restaurantterrassen und die
Umwandlung der Homeoffice-Pflicht in eine Empfehlung. Im Herbst beflrworteten die
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beiden Dachverbénde die Zertifikatspflicht, um drastischere Einschrankungen zu
vermeiden, und vertraten diese Haltung auch im Abstimmungskampf Uber die zweite
Revision des Covid-19-Gesetzes. Economiesuisse-Prasident Christoph Mader
argumentierte in einem Gastbeitrag in der NZZ, das Zertifikat helfe «ein Stlck
Normalitat im Alltag» zu erméglichen und weitere Lockdowns zu vermeiden. Ausserdem
erleichtere es den internationalen Reiseverkehr, was gerade fur Geschéftsreisen
wichtig sei. Ein Wunsch nach Planungssicherheit war auch in der Forderung von
Economiesuisse und SAV vom Herbst zu erkennen, dass der Bund verbindlich erklaren
solle, ab welchen Impfquoten er einen Ausstieg aus den Massnahmen beschliessen
werde. Der Bundesrat lehnte einen solchen Automatismus indessen ab, da die
Entwicklung der Pandemie zu unberechenbar sei.

Der Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden
Abstimmungen Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber
ansonsten gréssere Distanz zu den Massnahmen des Bundes. So forderte er etwa
bereits im April eine sofortige Offnung aller damals aufgrund der zweiten
Pandemiewelle geschlossenen Wirtschaftszweige. Als der Bundesrat Ende Juni die
Homeoffice-Pflicht und das Testregime fur Unternehmen aufhob, begrisste der SGV
dies, forderte aber weitergehende Schritte: So sollten etwa auch die Einschrankungen
fir Gruppengrossen in Restaurants und - von deutlich grésserer Tragweite - die
besondere Lage gemass Epidemiengesetz aufgehoben werden. Die «Sonderrechte»,
welche die besondere Lage dem Bundesrat verschaffe, drohten gemass SGV «die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten ins Unermessliche steigen» zu lassen.
Der SGV drang mit dieser Forderung indessen nicht durch; wie die NZZ zu bedenken
gab, hatte eine Aufhebung der besonderen Lage zur Folge, dass Massnahmen wie etwa
die Maskenpflicht im OV oder Vorgaben fiir Veranstaltungen dann wieder den Kantonen
obliegen wirden, womit ein Flickenteppich uneinheitlicher Massnahmen drohen
wirde. *

Jahresriickblick 2021: Verbande

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekampfung gepragt. So
versuchten die Dachverbande der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbande wiederholt mit Positionsbezligen auf die Pandemiepolitik
der Behorden Einfluss zu nehmen. Wahrend in der Unterstltzung fur Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbanden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensatze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Offentlichkeit GastroSuisse mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, der sich im
Frihjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenrdume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants dusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbédnde beflrworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darlber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grossere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.

Auch die Gewerkschafts-Dachverbande SGB und Travail.Suisse unterstitzten die
beiden Covid-Vorlagen. Dartber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstlutzungsgelder fur betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise fihre, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen Uber Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zahlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Flrsorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhéltnisméassiges Vorgehen des Staats gehorten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der 6ffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zahlten die «Freunde der Verfassung»,
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die im Herbst 2021 bereits Uber 12'000 Mitglieder zahlten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Féhigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jlingere Generation gerichtete
Gruppierung <«Mass-volll», das «Aktionsblindnis Urkantone fur eine vernlnftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen Uber Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhéngig von der Pandemie machten Verbande und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Prasidentin préasentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grinen eine Volksinitiative fir eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankundigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der betrachtliche Umfang ihres Vermégens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch Ubergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner fir ihre quasistaatlichen
Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsvertrage.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbande bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine starkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren - etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 - betrachtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbénde bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mihe oder gar nicht hatten durchsetzen
kénnen. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen Uber das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbande engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskampfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angefihrten Kampagne, die zu einer aussergewdhnlich starken Mobilisierung der
landlichen Bevolkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich fur eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstutzt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehorten Verbande des Autogewerbes und der Erddlindustrie, der
Hauseigentimerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist  umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf édhnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwahnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im Marz angekuindigten Volksinitiative fur «gerechte Entschadigungen> in
kiinftigen Pandemiefallen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und fur die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbiande an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
dhnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbande zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermégen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbande» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung - unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen - in der Presse von sich reden machten. *
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Natur und Umwelt

Das Volk lehnte am 30. November die Volksinitiative der Zlurcher FDP flr eine
Einschriankung des Verbandsbeschwerderechts bei grossen Bauprojekten deutlich
ab.®

En novembre 2020, I'initiative pour des multinationales responsables a été refusée de
justesse par la majorité des cantons mais acceptée par 51.7 pour cent de la population.
Cette initiative était soutenue par une vaste alliance de la société civile, qui a de peu
manqué d'infliger une défaite cuisante aux milieux de ['économie et aux autorités
politiques majoritairement opposés a l'initiative. 114 ONG défendaient le texte. Parmi
elles se trouvaient notamment le WWF, Caritas, Greenpeace, Pro Natura, Terre des
Hommes et Helvetas. Operation Libero, Amnesty International et les milieux religieux
figuraient également parmi les partisans.

Alors qu'une alliance d'une telle ampleur avait rarement vu le jour en Suisse, ce
phénomeéne a été observé a deux reprises dernierement, la révision de la loi sur la
chasse refusée en votation le 27 septembre 2020 ayant également été combattue par
de nombreuses ONG. Si cette alliance venait a se reproduire réguliérement, cela
pourrait modifier les rapports de force dans la sphére politique suisse. Comme le
souligne la NZZ, ces ONG sont, en effet, non seulement organisées de maniere
professionnelle et rigoureuse, mais disposent surtout d'importants moyens financiers,
ce qui était jusqu'alors plutét I'apanage des milieux économiques. D'apres les
estimations, les deux camps ont dépensé chacun plus de CHF 10 millions au cours de la
campagne, faisant de celle-ci la plus chere de tous les temps. Cette nouvelle puissance
financiere souléve néanmoins des questions sur la provenance des fonds. Les ONG
recoivent notamment de l'argent de la Confédération ainsi que des dons exonérés
d'impdts. La Weltwoche mettait en avant ce qui pourrait s'apparenter a une subvention
des ONG par le contribuable. Selon I'hebdomadaire zurichois, Terre des Hommes aurait
par exemple recu CHF 2.43 millions de la DDC I'an passé. Cette somme se monterait a
CHF 6.34 millions pour Swissaid, qui soutenait également ['initiative. Et le montant
obtenu par Helvetas de la part des pouvoirs publics serait de presque CHF 100 millions.
Ces subventions ne sont pas problématiques en tant que telles mais peuvent le devenir
si elles sont utilisées dans des campagnes politiques. Valentin Vogt, le président de
I'UPS, réclamait dans la NZZ plus de transparence quant a la provenance et I'utilisation
des moyens financiers dont disposent les ONG.

Alexandra Karle, directrice de la section suisse d'Amnesty International, défendait dans
une tribune publiée dans le Tages Anzeiger la légitimité des ONG & s'engager dans des
campagnes politiques. Elle rejetait le reproche d'«utilisation détournée» de I'argent
public et soulignait la nécessité de lier le travail sur le terrain a des actions politiques
conséquentes, prenant pour exemple I'engagement d'Amnesty International. Tout en
aidant les victimes de violations des droits humains a cause de I'exploitation du pétrole
au Nigeria ou dans les mines de Cobalt au Congo, I'ONG s'implique pour que les
multinationales soient soumises & des lois les obligeant a respecter ces droits.
Alexandra Karle rappelle également que les ONG telles qu'Amnesty International se
financent principalement grace aux contributions de leurs membres et aux dons.
L'importance politique grandissante des ONG s'observe également au Parlement, avec
de nombreux.euses élu.e.s ayant des réles importants au sein de celles-ci. S'il semble
certain que ces organisations occupent désormais une place importante dans le
paysage politique suisse, la Weltwoche conclut son analyse en soulignant que leur
montée en puissance n'est pas qu'une question d'argent ou de représentation, mais
surtout le fruit de campagnes trés bien menées, en particulier celle de I'initiative pour
des multinationales responsables.
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Freizeit, Tourismus, Gastgewerbe

Im April demonstrierten rund 3000 Wirte gegen die Ungleichbehandlung bei der
Mehrwertsteuer. Wahrend Detailnandler und Take-aways von einem reduzierten Satz
von 2.4% profitierten, missten Restaurants ihr Angebot mit dem Normalsatz von 7.6%
versteuern. Die Demonstration wurde mit der Lancierung einer Initiative verknipft, mit
welcher dieser Wettbewerbsnachteil beseitigt werden soll. ’

Im Januar des Berichtsjahres entschied das Bundesgericht, dass Gastrosuisse, der
Verband flr Hotellerie und Restauration, ein Klassifizierungssystem mit Sternen fihren
darf, nachdem sich Gastrosuisse und Hotelleriesuisse sechs Jahre darum gestritten
hatten. Hotelleriesuisse verlor damit das Monopol auf die Bewertungen, welche den
Standards des européischen Hotel- und Restaurantverbandes Hotrec entsprechen. ®

Das Gastgewerbe hatte im Berichtsjahr weiter unter der weltweiten Wirtschaftskrise zu
leiden. Hotelleriesuisse, der Dachverband der Schweizer Hotelbranche, stiess sich
hauptsachlich an der Frankenstirke und den hohen Nahrungsmittelpreisen in der
Schweiz. Er verlangte deswegen die Einflhrung des Agrarfreihandels, was laut
Berechnungen einer von ihm in Auftrag gegebenen Studie zu Preissenkungen von 2,4 bis
4,7% fuhren wirde. Mit dieser Forderung eckte der Verband jedoch beim SBV und den
Bauern generell an, welche sonst in vielen Bereichen mit der Tourismusbranche
zusammenspannen. Bundesprasidentin  Widmer-Schlumpf anerkannte an der
Delegiertenversammlung von Hotelleriesuisse die Probleme der Branche. Sie pladierte
aber fur Qualitat, Swissness und Freundlichkeit statt billigem Massentourismus. Auch
der Gastrobranche machte der starke Franken, in Kombination mit dem national
eingefihrten Rauchverbot und der erhéhten Mehrwertsteuer zu schaffen. Gastrosuisse
gab an, dass Schweizerinnen und Schweizer im Jahr 2011 CHF 1.9 Mia. weniger fur
auswartiges Essen und Trinken ausgegeben hatten, was einer Abnahme von 7%
gegenliber dem Vorjahr entspreche. ’

Die Universitat Freiburg fuhrte im Winter eine Studie im Auftrag der Schweizerischen
Zertifizierungsstelle fur gemeinnitzige, Spenden sammelnde Organisationen (ZEWO)
durch. Demnach sei die Bezahlung der Tatigkeit in leitenden Organen gemeinniitziger
Organisationen weiterhin die Ausnahme. Von den 320 ZEWO-zertifizierten
Organisationen, die an der Erhebung teilgenommen hatten, arbeiteten 58% aller
Présidenten vollig unentgeltlich. In der Halfte der Félle mit Bezahlung betrug die
Entschadigung weniger als CHF 3 000 pro Jahr. Nur 26 Personen erhielten mehr als
CHF 10 000 jahrlich. ™

Ab dem 1. Januar 2013 waren alle 45 Schweizer Jugendherbergen Mitglieder beim
Dachverband Hotelleriesuisse. Gemeinsam wolle man sich kinftig fir Qualitdt und
Transparenz in der Branche engagieren. "

Der Unternehmerverband der schweizerischen Hotelbetriebe (hotelleriesuisse) erhielt
im November 2014 einen neuen Prasidenten. Mit Andreas Zullig Gbernahm der
langjéhrige Fuhrer des Hotels ,Schweizerhof™ in Lenzerheide das Zepter. "

Die Gastronomie- und Hotelleriebranche wurde von den vom Bund beschlossenen
Massnahmen zur Bekampfung der Corona-Pandemie hart getroffen und war auf
finanzielle Unterstlitzung angewiesen. In der Folge stellten die Branchenverbédnde
Forderungen an den Bund, die Gastronomie und Hotellerie stérker zu unterstitzen.

Der Verband Gastrosuisse forderte den Bundesrat im April 2020 wéahrend des
Lockdowns auf, dem Gastgewerbe wieder eine Perspektive zu geben, und pochte auf
eine Wiedereroffnung der Bars und Restaurants. In einer Medienmitteilung zeigte der
Verband auf, wie eine Wiedereréffnung unter Einhaltung von Abstands- und
Schutzmassnahmen in den Betrieben aussehen kdénnte. Verbandsprasident Casimir
Platzer dusserte seine Beflrchtung, dass ohne baldige Einigung eine «hohe Zahl von
Betrieben endgultig geschlossen» bleiben misse. Ab Mitte Mai stellte schliesslich der
Bundesrat erste Lockerungen in Aussicht.
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In der Folge verschoben sich die Forderungen in Richtung finanzieller Unterstitzung:
Der Verband Hotelleriesuisse ersuchte den Bund im Juni, in Harteféllen die zur
Unterstitzung erhaltenen Covid-19-Kredite fur die Hotelbranche zu erlassen. Das Geld
solle anstatt zurlickgezahlt flr Investitionen gebraucht werden kénnen, damit die
Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen gewéahrleistet werden kdnne. Ferner sollten
die Kurzarbeitsentschadigungen von 12 auf 18 Monate verlangert werden, wie der
Verband in einem Positionspapier forderte. *

En réaction aux difficultés financieres vécues par le secteur de I'hotellerie et de la
restauration durant la crise du Covid-19, GastroSuisse a décidé de lancer une initiative
populaire intitulée «Une indemnisation adéquate en cas de pandémie». L'association
patronale espere ainsi garantir des aides aux hoteliers-restaurateurs en cas de
nouvelles fermetures obligatoires lors d'une prochaine pandémie. Son président
Casimir Platzer regrette que les montants alloués par la Confédération durant la crise
ne soient parvenus a une partie seulement des établissements touchés et ne soient pas
suffisants pour couvrir les frais fixes. Il s'attaque également a la réglementation des cas
de rigueur, précisant qu'elle ne «fonctionne pas». GastroSuisse souhaite a présent
s'allier a d'autres organisations pour former un comité de soutien a l'initiative. Le texte
devrait étre rédigé durant le deuxieme semestre 2021, afin de débuter ensuite la
récolte de signature. ™

Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee (GSoA) erlitt, nach dem fulminanten Erfolg bei
der Unterschriftensammlung im Vorjahr fur die Volksinitiative gegen den Kauf von F/A-
18-Flugzeugen, eine bittere Enttauschung bei der Volksabstimmung, wo sie nur bei
42% der Stimmenden Unterstitzung fand. Die Mitgliederzahl konnte zwar durch die
Aktion um rund 10'000 auf 35'000 gesteigert werden, der Grossteil dieser
Neumitglieder war aber bereits wahrend der Unterschriftensammlung und nicht erst im
Verlauf der Abstimmungskampagne beigetreten. Nach der Abstimmung war eine
gewisse Ratlosigkeit Uber die zuklnftige Strategie nicht zu verkennen. An einer
Vollversammlung im September beschloss die GSoA, von weiteren Volksinitiativen flr
den Moment abzusehen und die Krafte auf friedenspolitische Aktivititen im
ehemaligen Jugoslawien zu konzentrieren. *

Die Gruppe fiir eine Schweiz ohne Armee (GSoA) reichte im Juni ihre Volksinitiative
gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge ein. Am 29. November erlitt sie in der
Volksabstimmung Uber ihre Initiative fir ein Kriegsmaterialexportverbot eine deutliche
Niederlage. Nur 32% der Burgerinnen und Burger stimmten dem Begehren zu. Die Vox-
Analyse zeigte, dass der Vorstoss der GSoA nur gerade von Personen, die sich zur
dusseren Linken zéhlen, vorbehaltlos unterstitzt wurde. Obwohl die SP die Ja-Parole
ausgegeben hatte, legten mehr als 40% ihrer Sympathisanten ein Nein in die Urne. "

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur
Abstimmung liber die gednderte EU-Waffenrichtlinie im Mai. Dies, obwohl SGV-
Prasident Jean-Francois Rime (svp, FR) dem Referendumskomitee angehérte. Nachdem
der Verband anféanglich gegen eine Ubernahme der geanderten Richtlinie gewesen war,
hatte er in der Zwischenzeit eine Kehrtwende gemacht, wie die Aargauer Zeitung
festhielt: Erst war man der Meinung, dass die Vorlage das «Verhaltnismassigkeitsprinzip
in krasser Weise» verletze - etwa ging dem Verein bei Waffenbesitz die regelmassige
Uberpriifung der Vereinsmitgliedschaft zu weit -, doch dann habe sich das Parlament
des Gewerbeverbandes mit einer deutlichen Mehrheit Uber ihren Présidenten
hinweggesetzt und sich fir die Ubernahme der Richtlinie ausgesprochen. Druck
gemacht hatten insbesondere die Tourismus- und Gastrobranchen: Diese beflrchteten
bei einer Nichtannahme den Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Verbund, was fir
den Tourismus gravierende Folgen gehabt héatte, weil dann etwa Reisende aus dem
asiatischen Raum bei einer Europareise fir die Schweiz ein separates Visum bendtigt
hatten. ”
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Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Ahnlich wie der Bauernverband mussten auch die Gewerkschaften bei den
eidgendssischen Volksabstimmungen Niederlagen einstecken. Die 10. AHV-Revision,
gegen welche der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der Christlichnationale
Gewerkschaftsbund (CNG) gemeinsam das Referendum ergriffen hatten, nahmen die
Stimmberechtigten am 25. Juni deutlich an. In einer Urabstimmung hatte sich zuvor
auch die SP-Basis gegen das Referendum der Gewerkschaften ausgesprochen. Ebenfalls
am 25. Juni lehnte das Volk mit klarer Mehrheit (73,4%) eine 1990 eingereichte
Volksinitiative des SGB und der SP flr einen Ausbau der AHV ab.

Volk und Stéande lehnten am 30. November die Volksinitiative des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) .fiir ein flexibles AHV-Alter™ mit 59% Neinstimmen ab.
Zustimmung hatte der Gewerkschaftsbund zu seinem von der SP, der GP, der EVP, der
CSP, den SD und der Lega unterstitzten Begehren nur im Tessin und im Jura, sowie
sehr knapp in Genf und Neuenburg gefunden.

Am 28. Februar wurde im Kanton Zirich die von der Unia lancierte kantonale
Volksinitiative zur Durchsetzung der minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen
(Lohndumping-Initiative) mit 63,3 Prozent Nein-Stimmen deutlich abgelehnt. Die
kantonale Initiative wurde als Testlauf flr die Unia gedeutet: Bei einer Annahme im
blrgerlichen Kanton Ziirich hatte die Gewerkschaft auf Bundesebene massiv bessere
Karten gehabt, den Ausbau der flankierenden Massnahmen zu fordern. Die Initiative, die
insbesondere auf die Baubranche zielte, hatte die kantonalen Behdérden dazu
verpflichtet, bei einem Unternehmen einen Arbeitsunterbruch zu erlassen, wenn die
Kontrollinstanz, bestehend aus Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern, einen
begrindeten Verdacht auf Verstoss gegen Minimallohnbestimmungen vorlegen warde.
Das Anliegen wurde bereits im Kantonsparlament fir seine Unverhaltnismassigkeit
kritisiert, weil ein Verdacht genligen wurde, um ein Unternehmen rechtlich zu
sanktionieren. 2
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